Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/365 


Sachgebiet 111 


Beridit 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinspruch des Rudolf Werner, Großen- 
bach, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in der Gemeinde 

Großenbach 
— Az. 32/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schoettle 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54. Telefon 6 35 51 




Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/365 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 32/69 - des 
Rudolf Werner, Großenbach, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in der Gemeinde 


Großenbach 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 20. November 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag in der Ge- 
meinde Großenbach eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Der Wahlleiter in der Gemeinde Großenbach 
habe ihm ohne jegliche Begründung versagt, 
seinen Wahlschein mit dem Umschlag selbst in 
die Wahlurne zu stecken. In diesem Verhalten 
sehe er eine Wahlbehinderung. 

Mit Schreiben vom 8. Dezember 1969 ist dem | 
Einspruchsführer mitgeteilt worden, daß sein 
Einspruch nicht innerhalb der Einspruchsfrist 
gern. § 2 Abs. 4 des Wahlprüfungsgesetzes 
(WPG) eingegangen sei. Ihm wurde anheim- 
gestellt, aus diesem Grunde seinen Einspruch 
zurückzunehmen. Von dieser Möglichkeit hat der 
Einspruchsführer keinen Gebrauch gemacht. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. la Nr. 1 


WPG von der Anberaumung einer öffentlichen 
Verhandlung Abstand zu nehmen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar form-, aber nicht fristgerecht 
beim Deutschen Bundestag eingegangen. 

Gemäß § 2 Abs. 4 WPG muß ein Einspruch binnen 
eines Monats nach Bekanntmachung des Wahlergeb- 
nisses beim Bundestag eingehen. Da das Wahlergeb- 
nis am 16. Oktober 1969 im Bundesanzeiger be- 
kanntgemacht wurde, lief die Einspruchsfrist, die als 
Ausschlußfrist zu werten ist, am 16. November 1969, 
24.00 Uhr, ab. 

Da der Einspruchsführer von der ihm eingeräumten 
Möglichkeit, seinen Einspruch zurückzunehmen, kei- 
nen Gebrauch gemacht hat, war sein Einspruch 
daher gern. § 6 Abs. la Nr. 1 in Verbindung mit § 2 
Abs. 4 Satz 1 WPG wegen Nichteinhaltung der Ein- 
spruchsfrist zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

I Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
i Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
I 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
I Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
j aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
j gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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